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gutachten erstattet hat, danke ich für eine Reihe von hilfreichen Anregungen
und kritischen Anmerkungen sowie nicht zuletzt auch für das „Copyright“ an
dem Haupttitel, unter dem diese Arbeit erscheint.

Die Bereitschaft zu Lektüre und Diskussion, zu weiterführenden Hinweisen
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herzlicher Dank.

Würzburg, im Frühjahr 2005 Matthias Wehr
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Einleitung

§ 1 Die Vernachlässigung der Pflichtendiskussion
im öffentlichen Recht

„Es entspricht demokratischem Denken, die Pflichten in den Vordergrund zu
stellen“1. – Mit diesem Satz leitet Hans Peters in seinem 1949 erschienenen
„Lehrbuch der Verwaltung“ den Abschnitt über (subjektiv) öffentliche Pflichten
ein und bezeichnet dabei die Pflichten des Einzelnen gegen den Staat als
Hauptbestandteil der öffentlichen Pflichten überhaupt. Diese Einschätzung kon-
trastiert in bemerkenswerter Weise zu der Entwicklung, welche die Dogmatik
des öffentlichen Rechts im Allgemeinen, die des Verwaltungsrechts im Beson-
deren seither genommen hat. Mit der (öffentlich-rechtlichen) Pflicht wird eine
Thematik angesprochen, die zwar umfangreiche rechts- und normtheoretische
Behandlung2 erfahren, in der neueren verwaltungsrechtlichen Systembildung
aber wenig Beachtung gefunden hat3. Anders als das subjektiv-öffentliche
Recht, ein Kardinalthema des Staats- und Verwaltungsrechts, bildet die öffent-
lich-rechtliche Verpflichtung keine eigenständige dogmatische Kategorie, ob-
wohl sie doch nicht nur dessen Gegenstück, sondern in gewisser Weise dessen
Konstituante bildet. Das ist vor dem Hintergrund einer umfassend grundrecht-
lich ausgerichteten Rechtsordnung durchaus nachvollziehbar, wenngleich gerade
die Pflicht als Ausdruck der „Beziehungen von Gleichen, deren gleichberech-
tigte Freiheitssphären gegen einander abgegrenzt werden sollen“4, verstanden
werden kann. Freiheit und Gleichheit erscheinen so als die zentralen Bezugs-
punkte öffentlich-rechtlicher Pflichten Privater.

A. Verfassungsrecht

Die verfassungsrechtliche Diskussion hat sich, angeregt von der herausragen-
den Stellung, welche die Grundrechte im Text des Grundgesetzes und kraft der
umfassenden Absicherung ihrer Geltungskraft durch materielle Bindungen
(Art. 1 Abs. 3, 79 Abs. 3 GG) und Instrumentarien zu ihrer Durchsetzung

1 H. Peters, Lehrbuch der Verwaltung, S. 143 (Hervorhebung im Original).
2 Vgl. zur Ideengeschichte des Pflichtbegriffs H.-L. Schreiber, Der Begriff der

Rechtspflicht, 1966; ferner V. Kubes, Die Rechtspflicht, 1981.
3 Kritisch auch H. J. Wolff/O. Bachof/R. Stober, Verwaltungsrecht I, § 40 Rdnr. 3.
4 K. Waechter, Kooperationsprinzip, Der Staat 38 (1999), 279, 287.
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(Art. 19 Abs. 4, 93 Abs. 1 Nr. 4a GG)5 innehaben, geradezu (wie mit durchaus
kritischem Unterton angemerkt wird) zu einer Grundrechtswissenschaft entwi-
ckelt6; in ihrem Rahmen werden Pflichten vor allem als solche des Staates ver-
standen, der als in mehrfacher Weise Grundrechtsverpflichteter Gefährdungen
des geschützten Freiheitsbereichs des Einzelnen zu bannen hat7. Demgegenüber
führt die Diskussion um Grundpflichten als verfassungsrechtliche Kategorie
eher ein Schattendasein; auch die Thematisierung dieses Fragenkreises auf der
Konstanzer Staatsrechtslehrertagung8 hat das Interesse an einer vertieften Aus-
einandersetzung mit der verfassungsgeprägten Pflichtenstellung des Einzelnen
im Staat und gegenüber dem Staat kaum nachhaltig befördert9. Das mag daran
liegen, dass diese Thematik im Zeichen zunehmender Individualisierung und
wachsenden „Anspruchsdenkens“ als unzeitgemäß oder „unmodern“ gilt10, kann
jedoch auch damit in Zusammenhang stehen, dass Grundpflichten angesichts
ihres eher punktuellen Charakters11 weder nach Umfang noch nach rechtlicher
Wirkungsweise ein Pendant zu den Grundrechten darstellen und, wenn sie auch
nicht der tatsächlichen Bedeutung ermangeln, sich doch einer dogmatischen Ka-
tegorisierung auf verfassungsrechtlicher Ebene entziehen. In dem Sinne, in dem
von Grundrechten die Rede ist, kann von Grundpflichten nicht gesprochen wer-
den!

B. Verwaltungsrecht

Begibt man sich dagegen auf die Ebene unterverfassungsrechtlichen Rechts,
so ergibt sich ein gegensätzlicher Befund. Das einfache Gesetzesrecht ist, wie
Hartmut Bauer treffend formuliert, „von Pflichten und Pflichtigkeiten des Ein-
zelnen förmlich übersät“12. In nur geringer Überspitzung lässt sich die These
aufstellen, dass das Regel-Ausnahme-Verhältnis zwischen Freiheit und Ver-
pflichtung, wie es der grundgesetzlichen Systematik entspricht, im Verwaltungs-

5 Umfangreiche Systematik des Sicherungsinstrumentariums bei K. Stern, Staats-
recht III/2, § 90, S. 1137 ff.

6 A. Randelzhofer, Die Pflichtenlehre bei Samuel von Pufendorf, S. 10.
7 Vgl. nur J. Isensee, Grundrecht als Abwehrrecht, in: J. Isensee/P. Kirchhof,

HdbStR V, § 111, Rdnrn. 6 ff.
8 Dazu die Vorträge von V. Götz und H. Hofmann, Grundpflichten als verfassungs-

rechtliche Dimension, VVDStRL 41 (1983), S. 7 ff., 42 ff.
9 Umfangreichere Bearbeitungen seither lediglich von H. Hofmann, Grundpflichten,

in: J. Isensee/P. Kirchhof, HdbStR Bd. V, § 114; O. Luchterhandt, Grundpflichten als
Verfassungsproblem in Deutschland, 1988; K. Stern, Staatsrecht III/2, § 88, S. 985 ff.
sowie jüngst Th. I. Schmidt, Grundpflichten, 1999.

10 R. Stober, Rezension, JZ 2000, 302; vgl. auch J. Isensee, Freiheit ohne Pflichten,
S. 10: „Demokratische Pflichtenprüderie“.

11 K. Stern, Staatsrecht III/2, § 88 IV 3. c) �), S. 1064.
12 H. Bauer, Geschichtliche Grundlagen der Lehre vom subjektiven öffentlichen

Recht, S. 165.



recht wenn nicht umgekehrt, so doch durch ein Geflecht einander ergänzender
Regeln aus Rechten und Pflichten ersetzt wird. Dies zeigt sich auch daran, dass
in verschiedenen Disziplinen des Besonderen Verwaltungsrechts Pflichten Priva-
ter eine geradezu zentrale Stellung einnehmen. Verwiesen sei in diesem Zusam-
menhang nur auf die Pflicht zur Steuerzahlung, die Schul- und die Wehrpflicht
sowie insbesondere die sogenannte Polizeipflicht. Dieser rechtlichen und fakti-
schen Bedeutung öffentlich-rechtlicher Pflichten entsprach es, wenn in älteren
Darstellungen des (allgemeinen) Verwaltungsrechts neben den subjektiv-öffentli-
chen Rechten auch die Pflichten Privater nicht nur Erwähnung fanden, sondern
als selbstverständlicher Teil des Verwaltungsrechtsverhältnisses zwischen Bür-
ger und Staat in knapper Systematisierung erläutert wurden13. Otto Luchter-
handt hat demgegenüber darauf hingewiesen, dass die neuere Literatur die
Pflicht als dogmatische Kategorie des Verwaltungsrechts weitgehend aus dem
Blick verloren hat14. Einzig Rolf Stober hat in Fortführung des Standardwerkes
von H. J. Wolff und O. Bachof die Darstellung der Pflichten Privater beibehal-
ten15 und bemängelt die „stiefmütterliche“ Behandlung der verwaltungsrechtli-
chen Verpflichtungen16.

Diese trifft freilich in eine Phase der reformerischen Umgestaltung des Ver-
waltungsrechts, das sich den Wandlungen im Staatsverständnis17, der Verände-
rung der realen Lebensbedingungen, dem rapiden Fortschreiten wissenschaft-
lich-technischer Erkenntnis und den damit verbundenen Risiken stellen muss.
Der konstatierten Vermehrung der Staatsaufgaben18 entspricht eine Veränderung
der rechtlichen Instrumentarien und Handlungsformen des Staates, was vorder-
hand den Befund stützt, das regulative, mit (ggf. strafbewehrten) Ge- und Ver-
boten operierende Recht sei in die Krise geraten19. Indes: Von einem Bedeu-
tungsverlust imperativer Steuerungsformen und damit einer geminderten Bedeu-
tung verwaltungsrechtlicher Pflichtenstellungen Privater kann keine Rede sein.
Selbst im Umweltverwaltungsrecht, dem als Referenzgebiet20 für die gesamte
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13 Vgl. etwa F. Fleiner, Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts, S. 164 ff., E.
Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, S. 224 ff.; W. Jellinek, Lehrbuch des Ver-
waltungsrechts, S. 193 ff.; O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht II, S. 135 ff.; W.
Merk, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. 2, S. 1492; R. Nebinger, Verwaltungsrecht All-
gemeiner Teil, S. 224 ff.; H. Peters, Lehrbuch der Verwaltung, S. 141 ff.

14 O. Luchterhandt, Grundpflichten, S. 40 f.
15 H. J. Wolff/O. Bachof/R. Stober, Verwaltungsrecht I, §§ 40, 42.
16 H. J. Wolff/O. Bachof/R. Stober, Verwaltungsrecht I, § 40 Rdnr. 3.
17 Vgl. etwa U. Volkmann, Der dezente Staat, JuS 2001, 521, 526 ff. m. w.N.
18 Statt aller D. Grimm, Wandel der Staatsaufgaben, in: ders., Staatsaufgaben,

S. 613, 623.
19 Vgl. dazu A. Voßkuhle, Schlüsselbegriffe, VerwArch. 92 (2001), 184, 185

m. w.N.
20 E. Schmidt-Aßmann, Reform des Allgemeinen Verwaltungsrechts, in: W. Hoff-

mann-Riem/E. Schmidt-Aßmann/G. F. Schuppert, Reform des Allgemeinen Verwal-
tungsrechts, S. 11, 26.


